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Viele Wahrheiten sind zu 
unangenehm

Ein Interview mit Ulrich Tilgner

Ulrich Tilgner wurde als Kriegsberichterstatter aus Bagdad bekannt als ei-
ner der wenigen, die überhaupt noch kritische Fragen stellen – weswegen 
er vom Bundesnachrichtendienst auch bespitzelt worden ist. Im Interview 
erklärt er, warum er 2010 das ZDF und Deutschland verließ, berichtet von 
opportunem wie »eingebettetem Journalismus« und skizziert unser Medi-
ensystem als geschlossenen Kreislauf, »in dem Journalisten die Adressa-
ten symbolischer Politik sind und die Wahrheit auf der Strecke bleibt«.1

Herr Tilgner, Sie waren einer der prominentesten deutschen Auslandskor-
respondenten, haben vor einigen Jahren aber mit dem Journalismus im 
Land gebrochen und sind, was die Arbeit angeht, in die Schweiz ausgewan-
dert. Die Eingriffe in Ihre Arbeit waren für Sie nicht länger hinnehmbar, 
wie man hört. Wie kam es dazu? Was war das Problem? 
Es gab ein Grundproblem und einen Auslöser. Letzterer war eine ei-
gentlich banale Geschichte: Am 18. August 2007 wurde mittags die 
Deutsche Christina M., die für die Organisation Ora International in Af-
ghanistan arbeitete, aus einem Restaurant in Kabul entführt. Wie ge-
wünscht habe ich am selben Abend für das »heute journal« des ZDF ei-
nen kurzen Beitrag gefertigt. Doch anders als vor allem die Kollegen 
der konkurrierenden Privatsender habe ich nicht über eine Verfol-
gungsjagd der Polizei berichtet, bei der ein unbeteiligter Taxifahrer er-
schossen wurde. Mir war bedenklich, dass die angebliche Verfolgungs-
jagd erst zwanzig Minuten nach der Tat begann. 

Am nächsten Morgen bei der Bestellung des Folgestückes musste ich 
die Kritik schlucken, die »Verfolgungsjagd« nicht erwähnt zu haben. 
Dass die Geschichte hinten und vorne nicht stimmen konnte und of-
fensichtlich inszeniert war, um die afghanische Polizei in ein gutes 
Licht zu setzen, stand für mich relativ schnell fest. So hatte mich der 
Geheimdienstchef von Kabul am Tag nach der Tat vor genau das Haus 
bestellt, in dem die Entwicklungshelferin gefangen gehalten wurde, 

Journalisten dürfen solchen Humbug nicht mitmachen, kein Bürger 
sollte ihn schweigend dulden. Schon Plato befand, der Preis für Gleich-
gültigkeit gegenüber der Politik sei, von üblem Pack regiert zu werden. 
Dass Regierungen häufig, sogar grundsätzlich, lügen, mag sein. Dass 
»unsere« öffentlich-rechtlichen Medien sich als willige Helfershelfer 
bei fragwürdigen politischen Manövern prostituieren, macht sie zu 
Mit-Lügnern und Maulhurenvereinen. Und das ist inakzeptabel. 

Für ihr Unwesen würde ich sie allerdings nicht »Lügenpresse« nen-
nen, denn das wäre mir zu allgemein und milde. Als Kriegshetzer 
würde ich sie gegebenenfalls bezeichnen, als journalistische Friedens-
verräter, Beschöniger von Völkerrechtsverbrechen, als Wasserträger 
von Bonzen und Magnaten, je nachdem, was trifft. 

Volker Bräutigam, 1941 in Gera geboren, war zwölf Jahre Lokal- bezie-
hungsweise Regionalredakteur bei süddeutschen Tageszeitungen, von 
1975 bis 1985 »Tagesschau«-Redakteur beim NDR in Hamburg, später 
freigestellter Personalrat und Mitarbeiter in der NDR-Kulturredaktion. 
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schnitten fühlte, als für die Afghanistanberichterstattung verantwortli-
cher Korrespondent das Scheitern des Westens und auch Deutschlands 
in Afghanistan aufzuzeigen. So wurde ich regelmäßig nach Bagdad ge-
schickt, wenn ein Kollege aus Mainz in Afghanistan affirmative Be-
richte über den Einsatz der Bundeswehr am Hindukusch fertigte. Dass 
ich später vom deutschen Botschafter in Kabul erfuhr, mein Telefon sei 
in der fraglichen Zeit abgehört worden, und dass ich den Polizisten, der 
wegen der Verfolgungsjagd ausgezeichnet wurde, nicht interviewen 
durfte, bestätigte meine Einschätzung. Erst später erfuhr ich, dass ich 
im Auswärtigen Amt in Berlin als nicht vertrauenswürdig und damit als 
nicht zu unterstützender Journalist gewertet wurde.

Doch die Kritik an meiner Berichterstattung über die Entführung 
war nur der Auslöser. Das eigentliche Problem war grundsätzlicher: In 
den deutschen Medien wurde das Scheitern des Westens im Mittleren 
Osten – also in Irak und Afghanistan – schöngeredet. Anstatt die jährli-
chen Bundestagsdebatten über den Einsatz der Bundeswehr in Afgha-
nistan mit kritischen Berichten von vor Ort zu begleiten, wurden jene 
Debatten wiedergegeben, in denen das Auftreten der deutschen Solda-
ten fast ausschließlich positiv dargestellt wurde. Berichterstatter, die 
Bundeswehrsoldaten zu Helfern stilisierten, wurden sogar vom Ein-
satzführungskommando in Potsdam gesponsert.

Dadurch blieben die Darstellungen über den Militäreinsatz der 
Streitkräfte westlicher Staaten, der Afghanistan tief zerrüttet hat, weit-
gehend unkritisch. Der Einsatz der Bundeswehr sollte nicht als Schritt 
auf dem Weg zum Umbau in eine Offensivarmee verstanden werden 
können. In einem derartigen Berichtsumfeld wollte ich nicht mehr ar-
beiten, zumal ich spürte, wie ich von bestimmten Redaktionen gemie-
den und übergangen wurde. 

Sie haben nicht nur als Chef vom Dienst im dpa-Landesbüro Südwest, son-
dern auch als Leiter des ZDF-Büros in Teheran gearbeitet. Welche Entwick-
lungen vollzogen sich in den letzten Jahren in den Medien – hin zum heuti-
gen »geschlossenen Kreislauf (…), in dem Journalisten die Adressaten 
symbolischer Politik sind und die Wahrheit auf der Strecke bleibt«, wie Sie 
es im Interview mit der »Süddeutschen Zeitung« erklärten?2

Der Wandel der Medien hat mein gesamtes Berufsleben geprägt. Die 
Änderungen waren vielfältig und ganz unterschiedlicher Art. Die Be-
richterstattung heute, die mit Nachrichten in Echtzeit konkurrieren 
muss, ist mit der Ende der 1970er Jahre nicht vergleichbar. Aber die 

was zu dem Zeitpunkt offiziell nicht bekannt war, erschien dann aber 
nicht zum vereinbarten Termin im von der Polizei komplett abgeriegel-
ten Viertel. Eine Nacht später wurde die Geisel befreit. Drei der Ent-
führer versteckten sich im Garten des Nachbarhauses und ließen sich 
dort widerstandslos festnehmen. Offiziell hieß es, die Entführer hätten 
ein Schreiben mit ihren Forderungen beim afghanischen Privatsender 
Tolo abgegeben und wären anschließend von der Polizei bis zum Ver-
steck der Entführten verfolgt worden. Dadurch sei es gelungen, den 
Schlupfwinkel der Täter zu ermitteln. 

Dass ich in meinem Bericht über die »Befreiung« die Polizei nicht ge-
lobt hatte, wurde von der »heute journal«-Redaktion kritisiert, ohne 
dass ich dazu befragt worden war. Dies ist zwar ein durchaus normales 
Vorgehen, da die meisten Berichte bewertet werden, ohne dass deren 
Verfasserinnen oder Verfasser beteiligt sind. Für mich war es jedoch ein 
Grund, aus der Haut zu fahren, als mir nachmittags die Kritik mitgeteilt 
wurde. Und dann blieb auch noch ein für den Morgen des nächsten Ta-
ges angekündigter Anruf aus Deutschland aus, der die Sache hätte klä-
ren sollen. 

In diesem Moment war mir klar, dass für mich nur noch die Kündi-
gung infrage kam. Denn schon damals verfügte ich über Indizien, dass 
es sich tatsächlich um eine inszenierte Entführung gehandelt hatte, um 
die afghanische Polizei in ein gutes Licht zu setzen. So bot sich bei-
spielsweise ein junger, perfekt Deutsch sprechender Afghane deutsch-
sprachigen Privatsendern als Interviewpartner an, der die Entführung 
beobachtet haben wollte. Dagegen erhielt der Besitzer des Schnellres-
taurants, der die Entführung erlebt hatte, von der Polizei ein Verbot, 
Interviews zu geben. Erschwerend kam für mich hinzu, dass die afgha-
nischen Sicherheitsbehörden bei der Aufklärung der laufenden Ent-
führung zweier deutscher Ingenieure vollständig versagten. 

Für die Kritik, die Polizei nicht gelobt zu haben, fehlte mir jedes Ver-
ständnis. Im Gegenteil, ich war unangenehm berührt, weil Deutsch-
land nach dem Sturz der Taliban-Regierung die Aufgabe übernommen 
hatte, die vollständig zerrüttete Polizei Afghanistans wiederaufzu-
bauen, und bei dieser Aufgabe als sogenannte »lead nation« vollständig 
gescheitert war. Die marode afghanische Polizei zu loben war für mich 
abwegig, weil dies in meinen Augen einem verkappten Lob deutscher 
Afghanistanpolitik gleichgekommen wäre. 

Mein Unmut über die Kritik an meiner Berichterstattung war auch 
deshalb so groß, weil ich mich schon länger in den Möglichkeiten be-



66  Ulrich Tilgner Viele Wahrheiten sind zu unangenehm  67

Medien nur deshalb so weitreichend nutzen, weil diese sich auch nut-
zen lassen. Natürlich bemühen sie sich mit den unterschiedlichsten 
Mitteln um die Medien und erleichtern diesen die Arbeit. Wissen sie 
doch, dass sie ihre Ziele bei einer erfolgreichen Nutzung der Medien 
besser erreichen können. 

In den Kriegen des Mittleren Ostens habe ich erlebt, wie die US-
Streitkräfte Medien zum Bestandteil ihrer Kriegsführung machen 
konnten, ohne dass es möglich war, sich einer derartigen Ausnutzung 
zu entziehen. Wenn Generäle auf Pressekonferenzen Angriffe ankündi-
gen, um dem militärischen Gegner eine bestimmte Reaktion aufzu-
zwingen, dann können sich Medien diesem Missbrauch nicht entzie-
hen, sobald sie die Pressekonferenzen übertragen. Sie können und 
müssen die Manipulation und ihre Beteiligung jedoch hinterher aufde-
cken. Wenn auch das unterbleibt, werden sie Teil der Kriegsführung. 
Dies gilt für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft in ähnlicher Weise. 
Und eine derartige aktive Nutzung beziehungsweise Benutzung der 
Medien wird durch technologische Entwicklungen immer einfacher. 

Unter derartigen Rahmenbedingungen wird die notwendige Kritik 
an der Militarisierung erschwert und Oberflächlichkeit und Beliebig-
keit werden kultiviert. Das Problem beginnt bereits bei der Auswahl der 
Themen. Wichtige Mosaiksteine, die dabei helfen, die Wirklichkeit zu 
verstehen, entfallen immer häufiger. Statt etwa die steigende Zahl der 
ertrunkenen Flüchtlinge im Mittelmeer darzustellen, werden Meldun-
gen über Taten oder Bekennererklärungen des sogenannten Islami-
schen Staates verbreitet, bei denen es sich um Propaganda handelt. 
Dass die Entstehung des sogenannten Islamischen Staates auch ein Er-
gebnis westlicher Kriegsführung im Mittleren Osten ist und dass die 
Menschen auch vor demselben fliehen, wird in der Regel ausgespart. 

Redaktionen kultivieren diese Art zu arbeiten regelrecht, indem sie 
etwa für sich beanspruchen, keine Berichte über die Toten im Mittel-
meer zu haben, auch wenn sie über Ressourcen verfügen, diese her-
stellen zu können. Statt die Fähigkeit einzuüben, aus der Flut der Ereig-
nisse, die sich für einen Bericht oder eine Meldung anbieten, diejenigen 
herauszusuchen, die politische, militärische oder wirtschaftliche Ent-
wicklungen durchschaubar machen, wird scheinbar Bedeutendes aus-
gewählt. So entsteht ein Mosaik der Wirklichkeit, das diese immer we-
niger abbildet. Hintergründe und Motive, die Politiker, Militärs oder 
Manager antreiben, bleiben so im Dunkeln. Eine von der norwegischen 
Regierung in Auftrag gegebene Studie hat dies in beispielhafter Weise 

Änderungen werden nicht allein von den technologischen Entwicklun-
gen bestimmt. Auch das Verhältnis der Redaktionen zu den Reportern 
und Korrespondenten hat sich geändert, weil die Redaktionen heute 
eine andere Bedeutung haben. Sie entscheiden, was berichtet und zu-
nehmend auch wie berichtet wird. Für den Aufbau einer Sendung ha-
ben die zugelieferten Beiträge an Bedeutung verloren. In den Zentralen 
werden Themen »groß« oder »klein« gesehen und manchmal sogar 
selbst Details, also einzelne Aufnahmen oder Infos in den Berichten, 
mit dem Hinweis darauf gefordert, auch die Konkurrenz würde sie ja 
nutzen. »Quoten« und »Auflagen« sind zu Begriffen geworden, mit de-
nen sowohl ein bestimmter Aufbau als auch einzelne Inhalte einer Sen-
dung durchgesetzt werden können. Unter dem Druck des Sparzwangs 
verstärken Redaktionen ihren Machtzuwachs und nutzen diesen, um 
die Berichterstattung zu entpolitisieren. Nur im Einzelfall erfolgen da-
bei Eingriffe, um Berichten eine bestimmte politische Orientierung zu 
geben.

War das denn nicht immer schon so? Ich meine: Diese Mechanismen sind 
doch alles andere als neu …
Nein, es ist alles andere als neu, dass Redaktionen darüber bestimmen, 
wie die Berichte auszusehen haben. Das ist schließlich auch ein Teil ih-
rer Aufgaben. Doch die Häufigkeit, mit der sich Redaktionen die Deu-
tungshoheit der Ereignisse – in der Regel ohne Debatte und Rückspra-
che  – anmaßen, hat deutlich zugenommen. Erinnern Sie sich nur an 
die Zeiten, in denen Politik noch durch Spiegel-Titelgeschichten beein-
flusst wurde. Heute haben die Mächtigen so etwas nicht mehr zu be-
fürchten, denn die Formierung der Leitmedien ist längst vollzogen, 
ohne dass Zensur oder Verbot deswegen notwendig geworden wären. 

Die Medienmüdigkeit der Bürgerinnen und Bürger widerspiegelt 
den Niedergang des Journalismus. Natürlich leisten die Ausbildung der 
Journalistinnen und Journalisten sowie die zunehmend gezielte Beein-
flussung der Medien durch interessierte Dritte dieser Entwicklung Vor-
schub. Doch die Verantwortung für diesen Niedergang tragen letztend-
lich die Redaktionsleitungen und die Mitglieder der Redaktionen. 

Mussten zum Beispiel Ende der 1970er Jahre Pressemitteilungen der 
Stuttgarter Staatskanzlei noch mit großem Aufwand redaktionell be-
arbeitet werden, so verlassen sie heute die Büros von Politikern bereits 
in sendefertiger Form. Denn für Politiker, Manager und Militärs haben 
die Medien eine größere Bedeutung gewonnen. Aber sie können die 
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Zusammenhänge wegfallen müssen oder nur um den Preis der Selbst-
ausbeutung Bestandteil eines Berichtes werden können. Zudem fördert 
oder blockiert auch die Entwicklung und Zunahme der Journalisten-
preise oder die Einmischung in die Verleihung solcher Preise  – man 
denke beispielsweise an Reemtsma3 – Karrieren. Und auch das Auswär-
tige Amt, das neben dem Bundesministerium der Verteidigung und 
dem Bundeskanzleramt die Hauptverantwortung für das deutsche Af-
ghanistan-Desaster trägt, fördert vor allem Journalisten, die die Hin-
tergründe des Scheiterns von Entwicklungspolitik aussparen, und 
zeichnet eher solche Kolleginnen und Kollegen aus, die geneigt sind, 
westlichen Interventionen positive Aspekte abzugewinnen.

Können Sie bitte ein konkretes Beispiel geben, wo in Ihre Berichterstattung 
manipulativ eingegriffen wurde oder werden sollte? 
Die Form dürfte eher indirekt gewesen und mir deswegen nicht be-
kannt sein. Doch erinnere ich auch Beispiele. Obwohl ich beispiels-
weise ab 2004 beim ZDF für die Afghanistan-Berichterstattung zustän-
dig war, hat das BMVg einen anderen Kollegen für einen Bericht über 
die Arbeit der Bundeswehr in Afghanistan angefordert. Dieser Kollege 
wurde auch von einer ZDF-Redaktion wiederholt nach Afghanistan ge-
schickt, ohne mich vorab darüber zu informieren. Mit der Begründung 
einer persönlichen Gefährdung hat später der BND dem ZDF meine Ab-
berufung aus Teheran nahegelegt, der das ZDF jedoch nicht nachkam. 

Das für Afghanistan zuständige Einsatzführungskommando in Pots-
dam hat einfache und sogar von einem kommandierenden Offizier vor-
geschlagene Drehwünsche mit der Begründung nicht genehmigt, ich 
hätte sie nicht vorab beantragt. Dabei wusste ich vorher gar nicht, dass 
ich überhaupt in diesen Teil Afghanistans, nämlich nach Faisabad, 
kommen würde, hatte zu derlei Antrag also keinerlei Gelegenheit.

Und, kaum zu glauben: Ein Presseoffizier der Bundeswehr in Kundus 
weigerte sich am 22. Mai 2007 kurz vor einem Interview im »Mittags-
magazin« des ZDF, die vorherige Anwesenheit des damaligen Außen-
ministers Frank-Walter Steinmeier zu bestätigen, obwohl der morgens 
das dortige »Wiederaufbauteam« im Bundeswehr-Heerlager besucht 
hatte und bereits wieder abgereist war. Die Weigerung erfolgte mit 
dem Hinweis auf die Bild-Zeitungs-Berichterstattung über den Tod von 
drei deutschen Soldaten im Bazar von Kundus am 19. Mai. Das Interes-
sante: Der deutsche Außenminister war mit Bild-Zeitungs-Kollegen 
unterwegs, die live über seinen Besuch berichtet haben. 

beleuchtet. Der Einsatz des Landes in Afghanistan erfolgte aus Bünd-
niserwägungen gegenüber den USA und nicht, weil er wegen der Ver-
hältnisse im Land am Hindukusch für notwendig erachtet wurde. Das 
ist ein Beispiel für «policy of pretention«, also für eine vorgespielte Poli-
tik, die Politikverdrossenheit auslösen muss. Es ist bezeichnend, dass 
die zunehmende Kluft zwischen Armen und Reichen, politische Wei-
chenstellungen für Machtverschiebungen und wirtschaftliche Entwick-
lungen in ihrer Komplexität meist nur noch in gutem Kabarett darge-
stellt werden. 

An der Politikverdrossenheit und am Wuchern von Verschwörungs-
theorien wird dieser Wandel und das damit verbundene Versagen der 
Medien deutlich. Mit an Vorurteilen anknüpfenden, verkürzten Erklä-
rungsmustern wird der Weg für falsche Erklärungen vorbereitet. Plötz-
lich sind es Öl- und Gasinteressen, die Kriege im Mittleren Osten aus-
lösen, obwohl diese Interessen in einer anderen Form existieren. 
Politiker werden zu Tätern stilisiert. Obwohl die Willkommenskultur 
für ausländische Flüchtlinge durch eine Abschottungskultur ersetzt 
wurde, werden Politiker zu Helfern des Terrors stilisiert. In Talkshows 
diskutieren Prominente und Skurrile die Krise der etablierten Parteien 
des demokratischen Systems. Damit wird davon abgelenkt, dass die 
Talkshows selbst mit ihrer Beliebigkeit der Themenwahl und der Aus-
wahl der Gäste einen entscheidenden Beitrag zu der Politikverdrossen-
heit geleistet haben. Statt wirtschaftliche und gesellschaftliche Trans-
parenz zu erleichtern, wird mit verkürzten Analysen das Verständnis 
der Wirklichkeit erschwert und damit rechten Verschwörungstheorien 
Vorschub geleistet. Natürlich werden solche dann in späteren Sendun-
gen verurteilt. Doch das geschieht eher aus einer selbstverstandenen 
staatsbürgerlichen Pflicht heraus denn aus dem Impetus, die Komplexi-
tät der Prozesse nachvollziehbar zu machen. Journalistinnen und Jour-
nalisten, die sich diesem Verhalten nicht anpassen, wird die Arbeit er-
schwert, statt sie zu fördern.

Es gibt also Journalisten, die seitens der Mächtigen unterstützt werden, 
und Journalisten, denen man Steine in den Weg legt? Wie läuft so etwas 
konkret ab, und wer sind die Akteure in diesem Spiel? 
Gute Berichte sind sehr arbeitsintensiv. Sie sind nicht nur teuer, son-
dern verlangen von den Macherinnen oder Machern sehr großen Ein-
satz. Die kritische Reportage wird nicht in Auftrag gegeben, oder das 
Budget ist so klein, dass wichtige Details für die Erklärung bedeutender 
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den Fugen gerät. Mit Hilfe der immer oberflächlicher werdenden Dar-
stellung in den Medien können sie die Prozesse der Wirklichkeit nicht 
mehr adäquat erklären und greifen daher immer häufiger zu im Inter-
net angebotenen Scheinanalysen, die ebenfalls mit Verkürzungen ar-
beiten. Verschwörungstheorien nationalistischer und rechter Politiker 
und Organisationen haben es heute auch deshalb so leicht, weil die 
Zahl der Spin-Doktoren beständig zunimmt und diese Spezialisten der 
Verdrehung zunehmend auch von Politikern beschäftigt werden. Meist 
arbeiten sie jedoch in der Öffentlichkeitsarbeit oder bei Public-Relati-
ons-Agenturen, deren Ziel es ist, die Öffentlichkeit zu manipulieren. 

Ein weiteres Phänomen besteht darin, dass sich Redaktionen ein fik-
tives Publikum vorstellen. Ich erinnere mich etwa an eine Zeit, als ich 
beim NDR im Hörfunkprogramm für die Stadt Hamburg arbeitete. In 
der Redaktion tummelten sich die Vierzigjährigen. Sie machten ein 
Programm für Vierzigjährige. Doch statt zu fragen, was sie selber gern 
hören würden, versuchten die meisten, sich in die Rolle eines fiktiven 
»typischen Vierzigjährigen« zu versetzen und für diese Zielperson ein 
Programm zu gestalten. Dass ein derartiges Programm langweilig wird 
und sich das Publikum abwendet oder immer mehr Musik fordert, ver-
wundert nicht. 

Noch mal zum Wort »Lügenpresse«: Es verhindert, dass die verhäng-
nisvollen Mechanismen in den Medien aufgedeckt und verändert wer-
den können. Natürlich ist es in Anbetracht der derzeitigen Machtver-
hältnisse eine Illusion zu glauben, es sei möglich, die Berichterstattung 
zu ändern. Nur sollte eine Änderung das Ziel der Forderungen sein. Der 
Begriff »Lügenpresse« klingt zwar griffig, verfehlt aber den Kern des 
Problems. 

Gleichwohl gibt es aber auch glasklare Lügen, die dann Verbreitung finden 
und deren Wirkung beispielsweise in Kriegszeiten oftmals verheerende 
Folgen hat. »Im Krieg lügen Offiziere der Amerikaner, dass sich die Balken 
biegen«, sagten Sie etwa in unserem Vorgespräch zu diesem Interview …
Das stimmt. Ich versuche immer wieder, die Mechanismen zu zeigen. 
Im Krieg gelten besondere Regeln. Das müssen Journalisten wissen 
und in ihrer Berichterstattung berücksichtigen. Ein US-Offizier ist ein 
fantastischer Gesprächspartner. Er ist in Friedenszeiten in der Regel be-
reit, einem zu helfen, sollte man eine Situation nicht verstehen. Ein 
deutscher Offizier redet dagegen erst nach seiner Pensionierung offen, 
wie mir einmal ein deutscher Diplomat zutreffend erklärte. Auf Presse-

Und schließlich wurde eine Dokumentation über das Scheitern der 
Entwicklungspolitik vom Schweizer Fernsehen an die Bedingung ge-
knüpft, dass ich 100 000  Schweizer Franken für diesen Beitrag beim 
Außenministerium in Bern beantragen würde.

Gibt es ähnliche Erlebnisse auch jenseits von »NATO-Politik« und Bündnis-
treue? Mir erscheint etwa evident, dass die Medien in aller Regel vollkom-
men unkritisch die neoliberale Agenda des Sozialabbaus und der Privati-
sierung der öffentlichen Daseinsvorsorge begleitet haben und weiter 
begleiten. Statt über das Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes und der sich 
daraus ableitenden Notwendigkeit zu informieren, jedem und jeder ein 
Leben in Würde zu ermöglichen, werden wir berieselt von Nachrichten 
über etwa die »Faulheit der Armen«, »spätrömische Dekadenz« und so 
geistreiche wie verächtliche Thesen vermeintlich sozialer Politiker, dass, 
wer nicht arbeite, auch nicht essen solle … Gibt es nicht auch eine massive 
Parteilichkeit der Medien wider die Armen in unserem Land? 
Zu diesem Thema kann ich wenig sagen. Als Medienkonsument bin ich 
jedoch enttäuscht, dass zum Beispiel bei Berichten über die Zahl der 
Arbeitslosen die Definition der Bundesregierung genutzt wird. Seit 
dem Grundstudium Politik in den 1970er Jahren ist mir die Problema-
tik der Nutzung von Begriffen und die damit verbundene Übernahme 
bestimmter Sichtweisen und Bedeutungen bekannt. Dass vor allem die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und auch die wichtigen Pri-
vatsender hier die Regierungsdiktion übernehmen, ist daher bezeich-
nend für mich.

Wird hier also seitens der Medien gelogen?
Die Medien lügen nicht – sie verkürzen, unterschlagen, verdrehen und 
verfälschen. Auf das Wort »Lügenpresse« reagiere ich allergisch. Denn 
es unterstellt einen bewussten Akt. Genau diesen gibt es in den Medien 
aber ausgesprochen selten. 

Vielmehr haben die dort Beschäftigten ihre eigene Wahrnehmung 
einer immer komplexer werdenden Wirklichkeit, von der sie dann Aus-
schnitte zeigen. Sie übernehmen oft Positionen der offiziellen Politik 
oder ihrer Arbeitgeber. Um Widersprüche zu vermeiden, greifen sie 
zum Mittel der Verkürzung – nicht zuletzt, weil sie glauben, dass diese 
Verkürzung dem Publikum das Verständnis erleichtere. 

Die Konsumenten leben in dieser komplexer werdenden Wirklichkeit 
und beobachten in ihren Lebenszusammenhängen, wie die Welt aus 
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werden durch ihren Zweck zu guten Methoden, während die Mittel 
der Bösen nur böse Mittel sein können. (…)

Im Zweiten Weltkrieg war laut Nazipropaganda jeglicher Wider-
stand gegen die deutsche Besatzung Terror – auf dem Balkan wie in 
Frankreich, Polen und der Sowjetunion. Später galt den tonange-
benden bundesdeutschen Politikern und Publizisten beispielsweise 
auch die Nationale Befreiungsfront in Vietnam, die für die Befrei-
ung ihres Landes erst von französischer und dann von US-amerika-
nischer Herrschaft kämpfte, als terroristisch. Nachdem die FLN mi-
litärisch gesiegt hatte, wurde sie bald weniger als Feind, sondern 
als möglicher Handelspartner gesehen und galt nicht mehr als ter-
roristisch. Die Propagandasprache richtet sich eben nach den je-
weiligen Interessen und Machtverhältnissen. In diesem Sinne sor-
tiert sie, was gut und was böse ist. Gut ist vor allem die hierzulande 
herrschende Obrigkeit, der die Propaganda als Mittel der Herr-
schaftssicherung dient.

Propaganda ist ursprünglich ein kirchlicher Begriff. Gemeint war 
die Ausbreitung des christlichen Glaubens. Nichtgläubige sollten 
zu Gläubigen gemacht werden. Unter Aufklärung hingegen – in der 
ursprünglichen Bedeutung des Wortes  – war und ist die geistige 
Bewegung zu verstehen, die sich gegen das Gottesgnadentum des 
Absolutismus richtete und die Menschenrechte einforderte, darun-
ter das Recht der freien Meinungsäußerung, Freiheit von staatlicher 
Zensur und klerikaler Bevormundung. Eine herrschaftskritische 
Bewegung.

Joseph Goebbels nannte sich nicht nur Reichsminister für Propa-
ganda, sondern eignete sich für seine Amtsbezeichnung auch das 
Wort Aufklärung an: Reichsminister für Aufklärung und Propa-
ganda. Die Herrschenden versuchen immer  – mehr oder weniger 
frech, mehr oder weniger erfolgreich – sich alles anzueignen, was 
das Volk hervorbringt, auch und gerade die geistigen Waffen, die es 
gegen die Herrschaft schmiedet; sie wenden sie dann gegen das 
Volk selber. In der heutigen Propagandasprache ist Propaganda ein 
böses Mittel der anderen, der Bösen. Die Propaganda, die man sel-
ber betreibt, nennt man Aufklärung. (…)

Kinder sollten Medienanalyse lernen, kritischen Umgang mit der 
Mediensprache, auch mit der Sprache der Bilder. Sie sollten dazu 

konferenzen oder bei offiziellen Briefings begegnet man jedoch Offi-
ziellen, die für ihr Auftreten bezahlt werden. Medienschaffende sollten 
sich dessen bewusst sein und nicht auf vordergründige Propaganda 
hereinfallen oder sich zum Spielball bei der Durchsetzung offensichtli-
cher Interessen machen lassen. 

In der Politik ist es ähnlich. Auch dort beginnt eine Kursänderung 
oftmals mit dem Dementi eines Politikers. Es heißt ja nicht umsonst 
nach Carl von Clausewitz: »Der Krieg ist die Fortsetzung der Politik mit 
anderen Mitteln.« Dass Journalisten »Lügen« nicht entlarven und den 
wahren Bedeutungsgehalt bestimmter Aussagen nicht aufdecken, zeigt 
nur, wie schlecht sie sind oder dass sie sich bei der Ausübung ihres Be-
rufs immer weniger Mühe geben beziehungsweise unter immer größe-
rem Zeitdruck arbeiten müssen. 

Wording – Anmerkungen zum Sprachgebrauch

In der Propaganda, der wir viel öfter ausgesetzt sind, als wir ahnen, 
nämlich fast immer, allemal in Kriegszeiten, sind Aufklärung und 
Propaganda ein Begriffspaar, ähnlich wie Freiheitskämpfer und Ter-
roristen. Die Guten, nämlich die Unsrigen, warnen, die Bösen, das 
heißt die Feinde, drohen. Gemeint ist ein und dasselbe Verhalten: 
Man verknüpft Forderungen an die Gegenseite mit der Ankündi-
gung, ihr empfindlich zu schaden, falls sie nicht nachgibt. Auch 
Sanktionen werden als Warnungen ausgegeben, die bis zur Hunger-
blockade reichen dürfen  – vorausgesetzt, dass wir Guten sie ver-
hängen.

In früheren Zeiten, als noch NATO und Warschauer Pakt einander 
gegenüberstanden, war es in der westlichen Propagandasprache 
immer die NATO, die warnte, der Warschauer Pakt, der drohte. Je 
nachdem, ob nach Darstellung der von uns konsumierten Medien 
jemand warnt oder droht, wissen wir, was wir von ihm zu halten 
haben, denn Warnen, das wissen wir, ist ein freundliches, Drohen 
hingegen ein feindliches Verhalten. (…)

Freiheitskämpfer sind gut, Terroristen böse. Wer auf unserer 
Seite kämpft – genau gesagt: auf der Seite unserer Obrigkeit –, ist 
Freiheitskämpfer. Im Kampf gegen den Terror sind ihm, weil er ein 
Unsriger ist, auch unerlaubte Mittel erlaubt. Antiterrormethoden 



74  Ulrich Tilgner Viele Wahrheiten sind zu unangenehm  75

Im Internet kursiert ein Zitat, das Ihnen zugeschrieben wird. Es lautet: »Die 
Zuschauer wissen nicht, dass sogar bestimmte Journalisten für die jeweili-
gen Auslandseinsätze ausgewählt und angefordert werden. Statt Berichte 
über die Einflussnahme der Politik auf den Journalismus zu fertigen, ver-
kümmert die kritische Distanz. Zwischen Medien und Politik entwickelt 
sich ein Verhältnis, mit dem die Berichterstattung plan- und berechenbar 
wird. Wie von Geisterhand gesteuert, berichten Medienvertreter aus fernen 
Landen genau dann über die Notwendigkeit zusätzlicher Soldaten, wenn 
Politiker in der Heimat entsprechende Initiativen ankündigen. Im Kontext 
von Wirtschaftsjournalismus wird dies als Sponsoring und in der Politik als 
Hofberichterstattung bezeichnet. Dieser Art Journalismus fehlt die Unab-
hängigkeit, die notwendig wäre, um ein Problembewusstsein zu schaffen.« 
Haben Sie das gesagt? Und, wenn nicht: Stimmen Sie zu?
Ja, das entspricht meinen Erfahrungen. Leider gibt es in Deutschland 
zu wenige »Whistleblower«. Das Verkümmern des kritischen Journalis-
mus ist für mich Ausdruck eines sich wieder und weiter ausbreitenden 
»Mitläufertums«.

Was müsste denn geschehen, um diese Krise zu meistern? Wie bekommen 
wir wieder Medien, die der Wahrheit und Unparteilichkeit verpflichtet sind? 
Ohne eine Veränderung der gesellschaftlichen Verhältnisse kann ich 
mir keine Veränderung der Medien vorstellen. Sie sind Ausdruck der 
heutigen Lage, die dringend einer Veränderung bedarf. Doch insbeson-
dere in Deutschland wird dies nicht einfach, da sich Wirtschaft und 
Politik in einer im internationalen Vergleich komfortablen Situation 
befinden und die Erfahrung fehlt, Krisen durch Veränderungen im ei-
genen Land zu bewältigen. Leider ist das deutsche Establishment daran 
gewöhnt zu versuchen, Krisen auf Kosten anderer zu lösen.
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angehalten werden, jedes Wort zu prüfen. Was suggeriert die Wort-
wahl? Welchen Interessen dient sie? Übernehmen die Medien kri-
tiklos propagandistische Wortprägungen wie Eigenverantwortung 
(Sozialabbau zugunsten des Staates und der Unternehmen) oder 
Verfassungsschutz (Geheimdienst mit engen Beziehungen zu Neo-
nazis)? Welche Wirkung erzielt man, wenn man Paarwörter wie 
Fluchthelfer und Schleuser austauscht? (…) Wie wirkt es sich auf 
die Meinungsbildung aus, wenn Journalisten – wie in der »Tages-
schau« geschehen  – dem Publikum lakonisch, ohne Angabe der 
Täter und der Opfer, mitteilen, das Gewerkschaftshaus in Odessa 
sei »in Brand geraten«? Auf Kritik an der Berichterstattung der »Ta-
gesschau« antwortete ihr Chefredakteur Kai Gniffke, die Diktion der 
»Tagesschau« wie auch der »Tagesthemen« stimme mit dem Wor-
ding der Nachrichtenagenturen und der »Qualitätszeitungen« über-
ein. Wording – das klingt doch gleich viel besser und moderner als 
Sprachregelung.

Aus: Eckart Spoo: »Wording  – Anmerkungen zum Sprachge-
brauch«, in: Ronald Thoden (Hg.): »ARD & Co. Wie Medien mani-
pulieren«, Frankfurt am Main 2015

Warum machen die Journalisten und Medien da denn überhaupt mit?
Weil Journalistinnen und Journalisten als abhängig Beschäftigte das 
machen und zu weiten Teilen auch machen müssen, was von ihnen er-
wartet wird. Das ist kein besonderes Verhalten der Medien. In der Wirt-
schaft und in den unterschiedlichsten Bereichen der Gesellschaft erfül-
len Menschen ihre Aufgaben, auch wenn sie wissen, dass ihre Arbeit, für 
die sie bezahlt werden, unmoralisch ist. Der VW-Abgas-Betrug wurde 
von Ingenieuren ermöglicht. Dass die Manager dabei wie üblich unge-
schoren davonkommen, ist ein Skandal. Doch das Problem liegt im De-
tail der alltäglichen Arbeit. Fondsmanager kassieren Hunderte von Mil-
lionen Euro. Sie plündern ihre Banken aus, und die Steuerzahlerinnen 
und Steuerzahler müssen es dann ausbaden. Und die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Steuerverwaltung etwa verschicken Bescheide, ob-
wohl sie wissen, dass sie damit einen Beitrag zur Vergrößerung der Ein-
kommensunterschiede leisten. Medienschaffende sind insofern auch 
nur ein Teil der Maschinerie eines insgesamt absurden Systems.


